Allgemeines Verwaltungsrecht und Verwaltungskostenrecht
Lernfeld 3: Verwaltungsgerichtsbarkeit

Lernziele 3.3: Vorläufiger Rechtsschutz

Lernziel laut Stoffgliederungsplan

Der Teilnehmer soll die Instrumente des vorläufigen Rechtsschutzes und deren Einsatzmöglichkeiten kennen und verstehen. Das erfordert

1. Kenntnisse über den Anwendungsbereich und den Entscheidungsmaßstab beim Antrag nach § 80 Abs. 5 VwGO, sowie

2. Kenntnisse über den Anwendungsbereich und den Entscheidungsmaßstab bei der einstweiligen Anordnung. nach § 123 VwGO.
A. Überblick

	Antrag auf

(Wieder-) Herstellung der aufschiebenden Wirkung
	Antrag auf einstweilige Anordnung
Sicherungsanordnung

Regelungsanordnung



	§ 80 V 1 VwGO
	§ 123 VwGO

	Hauptsache:

Anfechtungsklage
	Hauptsache: Verpflichtungs-,

allgemeine Leistungs- oder Feststellungsklage

	Auf Antrag kann das Gericht der Hauptsache die aufschiebende Wirkung in den Fällen des Absatzes 2 Nr. 1 bis 3 ganz oder teilweise anordnen, im Falle des Absatzes 2 Nr. 4 ganz oder teilweise wiederherstellen.
	1Auf Antrag kann das Gericht, auch schon vor Klageerhebung, eine einstweilige Anordnung in Bezug auf den Streitgegenstand treffen, wenn die Gefahr besteht, dass durch eine Veränderung des bestehenden Zustands die Verwirklichung eines Rechts des Antragstellers vereitelt oder wesentlich erschwert werden könnte.
	2Einstweilige Anordnungen sind auch zur Regelung eines vorläufigen Zustands in Bezug auf ein streitiges Rechtsverhältnis zulässig, wenn diese Regelung, vor allem bei dauernden Rechtsverhältnissen, um wesentliche Nachteile abzuwenden oder drohende Gewalt zu verhindern oder aus anderen Gründen nötig erscheint.

	Abwägung Vollzugs- gg. Suspensivinteresse

(vgl. § 80 IV 3 VwGO)
	Glaubhaftmachung von

Anordnungsanspruch und

Anordnungsgrund
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